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Stuttgart ’21 hat viel bewirkt. Auch außerhalb Stuttgarts. Quer durch die Republik wird nach mehr 
Bürgerbeteiligung, innovativen Verfahren, lokaler Demokratie und manchem mehr gerufen. Und 
es bleibt nicht bei den Rufen. Vielerorts macht man sich auch an die Arbeit, beginnt früher als sonst 
üblich über Beteiligungs-Aktivitäten nachzudenken, intensiviert die Bemühungen um bürgernahe 
Darstellung kommunaler Arbeit und die schon länger geplante Zukunftswerkstatt, das Charrette-
Verfahren oder die Open-Space-Konferenz scheitern nun nicht mehr am fehlenden Geld.
»Particitainment« 
oder: Beteiligen wir uns zu Tode?
Wenn alle das Beste wollen und Bürgerbeteiligung dennoch zum Problem wird.1
Klaus Selle ist Inhaber 
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Diejenigen, die schon länger in Sachen Bür-
gerbeteiligung aktiv sind, reiben sich die 
Augen: Sollte es möglich sein, dass dieses 
Thema, das schon mehrfach mausetot zu 
sein schien, nun doch die ihm gebührende 
dauerhafte Aufmerksamkeit erfährt? Sollten 
sich tatsächlich die immer wieder beklagten 
Hemmnisse und Restriktionen auf dem Weg 
zur »Bürgerstadt« oder doch zur »bürgero-
rientierten Kommune« beseitigen lassen? 
Wird nun alles gut?
Es wäre zu schön. Und bleibt zu wünschen. 
Leider muss aber mit Blick auf die Aktivitä-
ten »draußen im Lande« Wasser in den Wein 
der Beteiligungs-Euphorie gegossen werden. 
Denn: Früher schon beklagte Probleme und 
Defizite2 dauern an. Vielerorts bleibt Bürger-
beteiligung Sonntagsrede oder ungeliebte 
Pflicht. Wichtige Fragen der Stadtentwick-
lung werden noch immer nicht der öffentli-
chen Diskussion ausgesetzt, sondern in klei-
nen Zirkeln entschieden. Und Bürgerinnen 
und Bürger werden weiterhin als Störenfrie-
de angesehen, für die man seit Stuttgart so-
gar einen neuen Namen hat: »Wutbürger«.
Davon ist hier ausdrücklich nicht die Rede. 
Der Blick soll vielmehr auf jene Orte gerich-
tet sein, an denen mit Überzeugung und in-
tensiv beteiligt wird, auf Planungsprozesse, 
die als Beispiele gelten können für gute Ab-
sichten und erfolgreich durchgeführte Ver-
fahren. 
In solchen Orten wird zum Beispiel für öf-
fentliche Diskussionen über die Stadtent-
wicklung so geworben: »Die Zukunft mit-
gestalten«, »gemeinsam Stadt entwickeln« 
»Heute für Morgen handeln« »Unsere Stadt 
gestalten«, »Perspektive X-Stadt: Ihre Mei-
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aus den USA, der mit seinen kritischen Ana-
lysen seit den 80er Jahre weltweit Beachtung 
fand. 1985 eröffnete er die Buchmesse in 
Frankfurt mit einer Rede, die den Titel seines 
kurz zuvor erschienenen Buches aufgriff: 
»Wir amüsieren uns zu Tode« (»Amusing 
Ourselves to Death«)4. Die zentrale These 
von Rede wie Buch lautete (stark verkürzt): 
Mit der Berichterstattung im Fernsehen, das 
damals wohl auf der Höhe seiner Wirkungs-
kraft stand, tritt an die Stelle substanzieller 
politischer Diskurse das »Infotainment«. 
Der Untertitel des Buches »Public Discourse 
in the Age of Show-Business« signalisierte 
es: Die Darstellung der Politik gleicht sich 
den Gesetzen des Showbusiness an. Eine 
mögliche Wirkung: Wir Medienkonsumen-
ten werden eher verdummt und trotz der Bil-
derflut schlechter informiert als zuvor. Die 
eigentlichen politischen Prozesse entziehen 
sich eher unserer Wahrnehmung. Es sind 
nur mehr Außenseiten, Inszenierungen von 
Politik wahrzunehmen.
Worin könnte die Analogie zur heutigen Si-
tuation, zur Vermehrung von Beteiligungs-
angeboten in immer häufiger durchgeführ-
ten Verfahren neuer wie alter Art liegen? Das 
Stichwort »Infotainment« drängt sich auf, 
denn vielfach verlangt man von Beteiligungs-
veranstaltungen heute auch Unterhaltungs-
wert. Nur so scheinen sich Säle füllen und 
Menschen anregen zu lassen. 
Diese erste Assoziation verweist schon auf 
eine nächste Überlegung: Ist die Absicht, 
einen Festsaal zur Auftaktveranstaltung der 
Foren zum neuen Innenstadtkonzept mit 
mehreren Hundert Personen zu füllen, ein 
Indiz dafür, dass Verfahrensschritte zum 
Selbstzweck werden? Kommt es auf publi-
kumswirksame Effekte an, auf volle Räume 
und viele Tausend Aufrufe der einschlägigen 
Internetseite?
Niemand wird bestreiten wollen, dass in 
der Praxis der Erfolg von Beteiligungsange-
boten (auch) daran gemessen wird, welche 
quantitative Resonanz sie erzeugen. Viel ist 
gut. Und wenig schlecht. Wenn die Kamera 
des Lokalfernsehens über einen vollen Saal 
schwenken kann, freut das alle.
Nun wird auch niemand bestreiten wollen, 
dass die eigentlichen Maßstäbe für erfolg-
reiche Beteiligung andere sind oder doch 
sein sollten: Es soll, wenn wir beim Beispiel 
gesamtstädtischer oder doch großräumiger 
nung ist gefragt«, »Plan los! Bürgertreffen 
und Workshop«, »Stadt entwickeln: mitden-
ken, mitreden, mitmachen«
Das klingt gut. Den Menschen wird viel ver-
sprochen. Sie scheinen Einfluss zu haben, 
ernst genommen zu werden. Große Fragen 
stehen zu gemeinsamer Erörterung an. Das 
machen nicht nur die Plakate und Pressean-
kündigungen deutlich. Auch die Moderato-
rinnen und Planer versichern in den Werk-
stattgesprächen, Bürgerversammlungen etc. 
wie wichtig ihnen die Meinung der Bürgerin-
nen und Bürger ist. Alles werde dokumen-
tiert und könne in den Plan einfließen. 
Und dennoch kann es geschehen, dass – 
wenn alles erfolgreich durchgeführt wurde 
und der Plan, das Entwicklungskonzept fer-
tiggestellt ist – ein schales Gefühl bleibt: War 
das die Beteiligung, die man meint, wenn 
heute »mehr Beteiligung« gefordert wird? 
Was hat sie gebracht? Wem? Wird die Betei-
ligung substanzielle Veränderungen in der 
zukünftigen Stadtentwicklung von Y-Stadt 
bewirken? Wurde hier, wie oft versprochen, 
lokale Demokratie gestärkt? Oder doch nur 
ein »Verfahren« erfolgreich abgeschlossen 
– ohne dass sich bei den Inhalten der Pla-
nungsaufgabe oder im politischen Leben 
bzw. im Umgang der Akteure miteinander 
nachhaltig etwas geändert hätte? 
Fragen wie diesen sei hier am Beispiel von 
Prozessen der Stadt(teil)entwicklungspla-
nung, insbesondere der Arbeit an integrier-
ten Konzepten nachgegangen. Geschildert 
werden eigene und fremde Erfahrungen3, er-
gänzt durch Hinweise aus der Literatur, mit 
denen schon früher auf Defizite und Blind-
stellen auch erfolgreich erscheinender Betei-
ligungsprozesse hingewiesen wurde.
Damit es nicht bei einem bunten Strauß 
von Fallgeschichten und Planungsepisoden 
bleibt, soll eine Ausgangsthese den Gedan-
kengang fokussieren. In Analogie zu einem 
Buchtitel von Neil Postman aus den 80er 
Jahren wird gefragt: »Beteiligen wir uns zu 
Tode?«. 
Das sei zunächst erläutert:
Postman aktuell, oder: Infotainment statt 
Diskurs, Verfahren statt Substanz?
Neil Postman war ein Medienwissenschaftler 
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Konzepte bleiben, über die zentralen Fragen 
der zukünftigen Entwicklung gesprochen 
werden, es sollen wesentliche Gesichtspunk-
te zusammengeführt und mögliche Wider-
sprüche oder Entwicklungsalternativen mit 
dem notwendigen inhaltlichen Tiefgang erör-
tert werden. Und: Diese Erörterungen müss-
ten, wenn sie sinnvoll sind, Wirkung zeigen, 
das heißt: in weiteren Entscheidungsprozes-
sen Berücksichtigung finden und in nicht zu 
ferner Zukunft auch in der Wirklichkeit der 
Stadtentwicklung Spuren hinterlassen. Über 
diese substanziellen Diskurse hinaus solle 
dann, darauf wird heute wieder verstärkt hin-
gewiesen, auch die lokale Demokratie nach-
haltig gestärkt werden.
Nimmt man das alles zusammen, so könnte 
die zu Postman analoge These lauten: »Par-
ticitainment« greift um sich. Statt substan-
zieller Diskurse im Kontext einer lebendigen 
lokalen Demokratie wird eine Bürgerbeteili-
gung inszeniert, die Teilhabe an Meinungs-
bildung und Entscheidungen suggeriert 
ohne dies einlösen zu können. De facto blei-
ben viele Ergebnisse dieser Prozesse ohne 
wesentlichen Einfluss auf die Stadtentwick-
lung und verändern auch die eingespielten 
Mechanismen der lokalen Politik und Verwal-
tung nicht. Mehr noch: Die Inflationierung 
nachhaltig wirkungsloser Teilhabe-Verfahren 
könnte womöglich Politik- und Planungsver-
drossenheit befördern.
Diese These soll im Folgenden anhand einer 
Reihe von Praxiserfahrungen illustriert und 
überprüft werden. Beginnen wir mit Ge-
schichten, die auch schon vor zehn Jahren so 
oder so ähnlich hätten verlaufen können, um 
uns dann einigen neueren (Fehl-)Entwick-
lungen zuzuwenden, die vor dem Stuttgarter 
Hintergrund zu sehen sind.
Schnee von gestern, oder: »Ja, das war‘s 
dann wohl…«
Ein Stadtentwicklungskonzept wurde erar-
beitet. Heiße es nun: Masterplan, oder InSek 
oder … Alles war, wie es sein sollte: Der De-
zernent voller guter Absichten, das Planungs-
büro sehr kompetent, das Moderatorenteam 
engagiert und phantasiereich. Von Anfang 
wurden die Bürgerinnen und Bürger ange-
sprochen und wo immer es ging in den Pla-
nungsprozess integriert. Stadtentwicklungs-
foren, Fachwerkstätten, Stadtspaziergänge, 
Ortsteilversammlungen, Zielgruppenbe-
teiligung für Jugendliche und Migranten, 
permanente Internetpräsenz mit hunderten 
von Anregungen aus der Bürgerschaft… Am 
Schluss eine Festveranstaltung mit Musik 
und einem glücklichen Bürgermeister, der 
nicht oft genug betonen konnte, wie wichtig 
dieser »große Schritt in die Zukunft« für die 
Gemeinde sei.
Einige Wochen später stimmte der Gemein-
derat dem Konzept »in seinen Grundzügen« 
zu, nicht ohne zu betonen, dass das zwar ein 
wünschenswerter Orientierungsrahmen sei, 
man aber trotzdem flexibel auf neue Heraus-
forderung reagieren müsse.
Knapp 18 Monate später ist das Stadtent-
wicklungskonzept in den Schubladen ver-
schwunden. Man kann es sich zwar noch auf 
den Seiten des neu gebildeten Fachbereichs 
Wirtschaftsförderung und Stadtentwicklung 
herunterladen. Aber im Alltagsgeschäft hat 
es keine Funktion. Das sei, erfährt man im 
vertraulichen Gespräch, doch alles viel zu 
viel gewesen. Die Fülle von Ideen, Projekt-
vorschlägen und sonstigen Vorhaben, die 
das Konzept enthalte, übersteige bei weitem 
die Möglichkeiten der Gemeinde. Außerdem 
gäbe es jetzt gerade ein paar neue Probleme, 
die damals nicht vorhersehbar gewesen seien 
und denen müsse man sich nun vorrangig 
widmen.
Geschichten wie diese sollen sich nicht sel-
ten so oder ähnlich in deutschen Kommunen 
abspielen. Es gibt natürlich kürzere Varian-
ten und schlechtere Prozesse. Mal reicht 
eine Gemeinderatswahl, um die Pläne zum 
»Schnee von gestern« werden zu lassen, 
mal ein Dezernentenwechsel, mal stand von 
Anfang an (für Eingeweihte) fest, dass das 
Konzept ohnehin in erster Linie als Förder-
ungsvoraussetzung gebraucht wurde und an-
sonsten »uns bei den alltäglichen Aufgaben 
nicht zu sehr beengen« sollte.
Und es müssen nicht immer ganze Städte 
sein, die da mit großer öffentlicher Beteili-
gung beplant wurden. Manchmal ist es auch 
ein städtebaulicher Rahmenplan für einen 
Ortsteil, der sich solcherart in Luft auflöst 
oder gar »nur« ein Bebauungsplan: Der 
Entwickler des Schlüsselgrundstücks, das 
im Mittelpunkt des Planes stand, wirft das 
Handtuch, verkauft. Der neue Eigentümer 
fühlt sich an nichts mehr gebunden – und 
legt großen Wert darauf, die zukünftigen 
Investitionen »an kompetenter Stelle« zu 
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besprechen. Denn: »So etwas gehört nicht in 
die Öffentlichkeit«.
An dem Punkt, um den es hier geht, ähneln 
sich alle diese Prozesse5: Die Bürgerschaft 
wurde motiviert, interessiert und intensiv 
eingebunden. Und aus alledem resultiert – 
nichts. Das wunderschöne »open source-Ver-
fahren«, die lebendige Zukunftskonferenz, 
das World-Café, das allen in bester Erinne-
rung blieb – was ist aus den dort erarbeiteten 
Inhalten geworden? In der Dokumentation 
zum Konzept wurden sie noch umfassend 
und bilderreich dargestellt. Aber schon kurze 
Zeit nach Drucklegung dienen sie nur mehr 
als Erfolgsnachweis des Moderatorenteams.
Nehmen wir einmal an, die Mühen der 
diskursiven Planerarbeitung laufen nicht 
gänzlich in‘s Leere. Der Plan überlebt – zu-
mindest im ursprünglich federführenden 
Fachbereich. Dort wird er auch noch einige 
Zeit zur Leitlinie des Handelns und erfüllt so 
seinen eigentlichen Zweck – als »Leitplan« 
zu wirken. Dieses positivere Szenario ändert 
aber nichts an der Situation der zuvor Betei-
ligten. Sie erfahren nichts von diesem Wei-
terleben des Planes. Auch Wirkungen in der 
Stadt selbst sind für sie kaum zu identifizie-
ren – zu groß sind die Zeitspannen, zu stark 
die inhaltlichen Veränderungen auf den wei-
teren Wegen der Entscheidungsfindung und 
Realisierung.
Vor allem aber redet niemand mehr mit den 
Bürgerinnen und Bürgern, die zuvor mit viel 
Aufwand motiviert und eingebunden wur-
den. Die begonnenen Dialoge werden nicht 
fortgeführt, die oft mit großer Energie und 
Überzeugungsarbeit zusammengeführten 
Akteure agieren wieder für sich und vor sich 
hin. Das kommunikative Netzwerk läuft leer 
und verdorrt. Die mit seiner Entwicklung Be-
auftragten waren Externe. Sie haben die Stadt 
verlassen. Die zuständigen Verwaltungsstel-
len verfügen weder über die Ressourcen 
noch über ein Mandat zur Fortsetzung der 
Kommunikation. Das war‘s dann wohl.
Ventil, Überschuss und Überdruss, oder: 
»Was machen wir bloß mit alledem?«
Es ist durchaus nicht so als würde aus den 
Beteiligungsverfahren nichts herauskom-
men. Das Gegenteil ist der Fall: Sind sie gut 
gemacht, scheinen sie wie Ventile zu wirken, 
aus denen mit großem Druck lange aufge-
staute Anliegen hervorschießen. Das sind oft 
zunächst Frust und Verärgerung über dies 
und das. Aber regelmäßig gibt es dann auch 
Kaskaden von Vorschlägen und Ideen: Die 
Zettelwände sind voll. Die Auswertung der 
Netzumfrage füllt mehrere hundert Positio-
nen.
Aber was nun? Was tun damit? Hier beginnt 
für die Bearbeiterteams insbesondere ge-
samtstädtischer Pläne ein komplexes Dilem-
ma:
Ein Großteil der Vorschläge, in vielen Fäl-
len muss man sogar sagen: die Mehrzahl 
aller Bürgeranregungen, passt nicht zu den 
Aussage- und Regelungsmöglichkeiten des 
Planes. In einem FNP kann man z.B. die 
Bekiesung der Wege im Park, die bessere 
Organisation der Parkplätze im Wohngebiet, 
die Linienführung des örtlichen Verkehrs-
unternehmens, die Pflege des öffentlichen 
Grüns oder die rollatorgerechte Pflasterung 
des Marktplatzes (alles Beispiele aus realen 
Beteiligungsprozessen) weder planen noch 
steuern. 
Nun liegen sie aber auf dem Tisch – diese 
Anregungen, Wünsche, Hinweise, die im 
Plan keinen Platz haben. Was mit ihnen tun? 
Weiterreichen, so lautet eine nahe liegende 
Antwort, an die diversen möglicherweise zu-
ständigen Ressorts der Verwaltung. Aber dort 
fühlt sich kaum jemand zuständig für diese 
unerbeten eingeholten Vorschläge und Wün-
sche. Schließlich hat man ohnehin genug zu 
tun. Und so versickert dieser »Überschuss« 
des Beteiligungsprozesses nicht selten un-
beantwortet in den Tiefen der kommunalen 
Verwaltung.
Ein weiterer Teile der Wünsche und Anre-
gungen hat eigentlich private Akteure als 
Adressaten: Die altengerechten Wohnungen 
müssten von privaten Investoren gebaut wer-
den, das problematische Belegungsverhalten 
in der 70er-Jahre Siedlung könnte nur ein 
Wohnungsunternehmen ändern, das sich vor 
Ort nicht sehen lässt und die energetische Er-
tüchtigung oder die Anpassung des Altbau-
bestandes an demografische Veränderungen 
bedürfte der Mitwirkung vieler Tausend ein-
zelner Hauseigentümer. Ebenso könnte die 
Erosion der kleinen Läden in den Stadtteilen 
nur von Einzelhändlern (und ihren Kunden) 
gestoppt werden und die lokalen Pflegestati-
onen, die sich die Bewohnerinnen und Be-
wohner wünschen, um am bisherigen Stand-
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ort alt werden zu können, müssten erst noch 
Träger finden, die sich der Aufgabe widmen. 
Und was macht man nun mit diesen An-
regungen? Aufnehmen, dokumentieren 
– versteht sich. Sofern es an notwendigen 
Flächenausweisungen fehlt kann man sogar 
entsprechende Überlegungen in die räum-
liche Planung einbeziehen. Auch könnten 
Vertreterinnen und Vertreter aus Politik und 
Verwaltung, so sie an den Beteiligungsver-
fahren mitwirken oder an deren Ergebnissen 
echtes Interesse haben, dies zum Anlass neh-
men, das Gespräch mit privaten Akteuren zu 
suchen. Aber was daraus wird entscheiden 
die Akteure der Märkte.
Eine dritte Gruppe von Bürgerhinweisen be-
steht aus einer langen Wunschliste: das neue 
Freibad hier, das Vereinsheim dort, der Um-
bau des Kulturzentrums, die Tieferlegung 
einer Straße, endlich ein Park und vieles 
mehr… Alle Kundigen wissen schon nach 
dem ersten Blick auf solche Listen, dass die 
vielen wünschbaren Projekte weit außerhalb 
der kommunalen Finanzierungsmöglichkei-
ten liegen und insofern auf absehbare Zeit 
keine Chancen zur Umsetzung bestehen. 
Das sehen auch die Bürgerinnen und Bürger 
gelegentlich so und fragen dann in den Ver-
sammlungen nach den Realisierungschan-
cen ihrer Vorstellungen. Was kann man dar-
auf antworten? »Träumen ist erlaubt«, so ein 
lokaler Politiker, der sich dieser Frage stellte. 
Ein anderer sekundierte: »Wenn man solche 
Visionen hat ergibt sich vielleicht eines Tages 
ein Zeitfenster – und man kann die Chance 
beim Schopf greifen«. Das mag sein. Ist aber 
für viele Beteiligte ein schwacher Trost – zu-
mal ein mögliches Aufgreifen einer dieser 
Anregungen in späteren Jahren für sie kaum 
mehr im Zusammenhang mit den damali-
gen Erörterungen steht.
Kurzum: Ein sehr großer Anteil aller im 
Zuge des Beteiligungsprozesses gewonne-
nen Anregungen hat keine Chance, im Plan 
Berücksichtigung zu finden oder in anderer 
Form aufgegriffen zu werden. Wie man mit 
diesem »Überschuss« umgeht ist die eine 
Seite des Problems, vor dem diejenigen ste-
hen, die solche Verfahren kommunikativ be-
treuen.
Aber es gibt selbstverständlich noch eine 
vierte Gruppe von Anregungen, Bedenken, 
Hinweisen. Das sind die, die sich durchaus 
auf den Plan und die in ihm zu erarbeiten-
den Aussagen beziehen. Oft handelt es sich 
dabei um Reizthemen, die schon lange in der 
Diskussion sind: Die Verlagerung der Auto-
bahnanbindung, der Windkraftstandort, die 
Erweiterung des Gewerbegebietes, die Nach-
verdichtung einer Wohnsiedlung…
Zu den Versammlungen kommen zumeist 
die Gegner solcher Planungen und äußern 
sich lautstark6. Ihre Äußerungen werden, 
wie es sich gehört, ebenfalls erfasst und 
dokumentiert. Und was geschieht mit ih-
nen? Sofern sie im Rahmen förmlicher 
Verfahrensschritte (etwa Beteiligung nach 
§ 3 BauGB) geäußert wurden, gehen sie in 
die spätere Abwägung ein. Diejenigen, die 
solche Prozesse betreuen, müssen jeden 
Aspekt würdigen – um ihn dann in vielen 
Fällen »wegzuwägen«, wie es im Jargon 
heißt. Will sagen: Es gilt nachzuweisen, dass 
der Einwand in diesem Fall nicht trägt, weil 
ihm höherrangige Belange entgegenstehen. 
Wie sagte die Leiterin eines Planungsamtes? 
»Wir haben oft gar keine andere Wahl. Das 
Vorhaben muss realisiert werden – es gibt 
keine Alternativen. Und so kommt am Ende 
der Abwägung heraus, was vorher schon fest-
stand«.
Würde man der städtischen Öffentlichkeit 
im Vorfeld der Beteiligung an einem FNP 
oder ähnlicher gesamtstädtischer Konzepte 
vermitteln, dass ein großer Teil ihrer Anlie-
gen in dem eigentlichen Planungs-Kontext 
nicht relevant ist oder keine Aussicht auf 
Realisierung hat, käme kaum jemand zu den 
Veranstaltungen. Übrig blieben vor allem 
jene, die ihre Besitzstände von der Planung 
berührt sehen, die also gegen den Standort 
für die Windkraftanlagen, gegen die geplan-
te Erschließung des neuen Wohngebietes 
oder für die Umgehungsstraße sind. Wenn 
es dann sehr schlecht läuft (das Szenario ist, 
siehe oben, nicht unwahrscheinlich) sind es 
dann nur noch diese strittigen Punkte, die 
die Bürgerinnen und Bürger in einer späte-
ren Planung wiederfinden. Ihr Resümee liegt 
nahe: »Die machen ja doch, was sie wollen«.
Parallelprozesse, oder: »Während wir noch 
beteiligen, werden Fakten geschaffen«
Der Eindruck, dass die Beteiligungsprozesse 
nicht ernst gemeint – oder, zurückhaltend 
formuliert, für die eigentlichen Entschei-
dungsprozesse von nachgeordneter Bedeu-
tung – sind, kann auch bei denen entstehen, 
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die solche Verfahren betreuen und gestalten 
sollen. »Während wir noch mit den Leuten 
reden«, so beschwerte sich jüngst ein Planer-
kollege, der in vielen Städten und Prozessen 
Erfahrungen gewonnen hat, »werden schon 
Fakten geschaffen. Wer soll in unseren Ge-
sprächsangeboten dann noch einen Sinn se-
hen?!«
Diese Parallelprozesse können ganz banale 
Hintergründe haben: Ein Amt setzt seine 
Arbeit planmäßig fort – ohne Querbezü-
ge zum Beteiligungsverfahren auch nur zu 
kennen, eine Maßnahme muss umgesetzt 
werden, weil Fördermittel zu verfallen dro-
hen, eine Entscheidung »duldet keinen Auf-
schub«, weil sonst ein Investor abzuspringen 
droht und so fort… Das Ergebnis aus Sicht 
der Bürgerinnen und Bürger ist das gleiche: 
Sie fragen sich, warum sie noch über Pläne 
diskutieren sollen, wenn im Hintergrund die 
Entscheidungen weiter gefällt werden wie 
bisher.
Eine ähnliche Frage kann in anders gelager-
ten Fällen auftreten: Da werden am Ende ei-
nes Rahmenplan-Prozesses Projektbereiche 
identifiziert, beplant – und schon wenige 
Monate später wird der Beginn der Bauar-
beiten verkündet… Anscheinend eine ideale, 
zügige Abfolge von Plan und Realisierung. 
Wird dann aber ruchbar, dass der Investor 
die entsprechenden Flächen bereits vor dem 
Planungsprozess erworben hatte und man 
gemeinsam mit der Politik lediglich auf die 
Legitimation durch den Plan wartete, dann 
erzeugt auch ein solcher Prozess Verdruss 
bei den Beteiligten. 
Die Probleme, die aus unabgestimmtem Pa-
rallelhandeln resultieren, verweisen auf ein 
grundsätzliche Problem im Denken über 
»Planung«, das immer wieder aus dem Blick 
gerät. Auch die jüngste Debatte im Gefol-
ge von Stuttgart 21 ist wieder angefüllt mit 
Formulierungen wie »die Verwaltung hat in 
diesem Prozess eine besondere Rolle«, »die 
Stadt hat eingesehen«, »zwischen Verwal-
tung und Politik« etc… Es scheint so, als hät-
ten wir es bei »der« Verwaltung, »der«Politik, 
gar: »der« Stadt mit kompakten Subjekten 
zu tun, die in die Auseinandersetzungen 
mit »den« Bürgern gehen. Nichts aber trifft 
weniger die Wirklichkeit: Schon bei mittle-
ren Großstädten zerfällt »die« Verwaltung 
in – zum Beispiel – 20 - 30 Dienststellen, 
die alle den Anspruch erheben, an einem 
städtischen Entwicklungskonzept mitreden 
zu dürfen – sich aber zugleich im Zweifel 
nicht an es gebunden zu fühlen. Von den 
vorgelagerten Betrieben und Unternehmen 
der Kommunen (Verkehr, Energie, Wohnen, 
Wirtschaftsförderung, Liegenschaften etc.) 
ganz zu schweigen. Sie alle haben eigene 
»Logiken«, sehen die Welt aus speziellen 
Fachsichten, verfolgen eigene Ziele, sehen 
sich als Sachwalter des »Gemeinwohls«, sind 
in eigene horizontale wie vertikale administ-
rative Netze eingebunden und haben ihre je 
eigenen Bezüge zum gesellschaftlichen Um-
feld.
Das hat für unser Thema zahlreiche negative 
Auswirkungen. Neben dem unabgestimm-
ten Parallelhandeln, von dem oben bereits 
die Rede war ist dies (um nur zwei zu nen-
nen)
 π die geringe Reichweite und Halbwertzeit 
integrierender Pläne. Seit den 70er Jahren 
wissen wir, dass Pläne, die quer zu den 
Ressortgliederungen liegen (also z.B. 
Stadtentwicklungskonzepte) außerhalb 
des federführenden Amtes/Dezernates 
nur selten dauerhaft handlungsrelevant 
sind und zumeist bald durch Ressort-
Eigenaktivitäten ausgehöhlt oder un-
terlaufen werden. Das führt auch dazu, 
dass die »Beteiligungs-Energie«, die im 
einzelnen Plan steckt verpufft, was nicht 
nur den »gemeinen Bürger«, sondern 
nicht selten auch Schlüsselakteure 
irritiert, denn auch die gewinnen den 
Eindruck: »Da weiß man ja gar nicht, 
woran man ist«.
 π der fehlende Erfahrungs- und Wissenstrans-
fer in Sachen Bürgerbeteiligung. Auch das 
eine alte und oft wiederholte Beobach-
tung: Beteiligungsaktiv sind nur einige 
wenige »Inseln« in der Verwaltung. Von 
diesen Aktivitäten und den dabei gewon-
nenen Erfahrungen wissen die anderen 
zumeist nichts. Selbst die »Inseln« (etwa 
im Sozialbereich und in der Stadtpla-
nung) stehen zumeist untereinander 
nicht in Kontakt. So gehen wichtige 
Erfahrungen verloren, werden soziale 
Netze nicht mehrfach genutzt und es 
entsteht weder »Selbst-Bewusstsein« 
noch ein Außenbild vom gesamten kom-
munikativen Profil einer Kommune (das 
Basis weiterer bürgerorientierter Aktivi-
täten sein könnte).
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The same procedure, oder: »Ich war schon 
sehr oft auf solchen Veranstaltungen…«
Inzwischen finden zu vielen Plänen und Pro-
zessen Beteiligungen statt. Es sind ja nicht 
nur die Flächennutzungs- und Masterpläne, 
die InSEKs und StePs, von denen hier berich-
tet wird, deren Erarbeitung von öffentlichen 
Erörterungen begleitet wird. Hinzu kommen 
noch die auf Teilräume der Städte bezogenen 
Bebauungsplanverfahren, Erörterungen zu 
einzelnen Vorhaben (Park- oder Platzumge-
staltungen, einzelne Projektentwicklungen) 
oder die vielschichtigen Kommunikations-
prozesse in den Soziale-Stadt-Gebieten. Da-
rüber hinaus müssen – zunehmend – zahl-
reiche Ressorts auf vielen Maßstabsebenen 
diversen Informations-, Offenlegungs- und 
Beteiligungspflichten nachkommen. Und zu 
guter Letzt gibt es zu einzelnen Themen und 
Orten in den Städten langwierige Prozesse, 
in denen es nie zu Entscheidungen kommt, 
aber immer wieder zu neuen Anläufen, mit 
neuen Beteiligungen – sei es, weil die Politik 
ein klares Wort scheut (»Entschlusslosigkeit 
aus Überzeugung«, nannte das ein Kollege), 
sei es, dass sich die Bürgerinnen und Bürger 
untereinander selbst blockieren7.
Kurzum: Aus der Sicht der Bürgerinnen und 
Bürger, die sich überhaupt für solche Verfah-
ren und Erörterungsformen interessieren, 
wird vielerorts nicht zu wenig, sondern zu 
viel beteiligt. Diese Einschätzung gilt zumin-
dest dann, wenn man auf‘s Ergebnis schaut. 
Wie etwa diese Teilnehmerin einer Bürger-
werkstatt: »Ich war nun schon oft auf Ver-
sammlungen wie dieser, aber herausgekom-
men ist eigentlich nie etwas. Und wie wird es 
diesmal sein?«
Die Antwort auf diese Frage dürfte der Mode-
ratorin schwer gefallen sein8. Denn wie hätte 
sie in Aussicht stellen können, dass diesmal 
wirklich etwas bewegt werde – außer Pinn-
wände?
Es wird von den Fachkollegen in diesem Zu-
sammenhang oft darauf hingewiesen, dass 
der inhaltliche Ertrag und die Veränderung 
der Pläne selbst auch gar nicht als einziges 
Ergebnis solcher Prozesse anzusehen seien. 
Vielmehr gehe es um die Einbindung der 
Bürgerschaft, es gehe darum, »die Menschen 
mitzunehmen«, ihnen »das Gefühl zu ver-
mitteln, beteiligt zu werden« und so um eine 
nachhaltige Veränderung der Dialogkultur 
vor Ort.
Das ist sicher nicht falsch. Wäre es denn so. 
Denn gerade die Nachhaltigkeit dieser Bemü-
hungen muss mit Blick auf die Praxis sehr 
in Zweifel gezogen werden. Derzeit scheint 
eher die Wirkungslosigkeit vieler Verfahren 
das Interesse all jener, denen es nicht nur um 
die Verteidigung ihres eigenen Vorgartens 
geht, nachhaltig zu unterhöhlen.
Blinde Flecken, oder: »Da kommen doch 
immer die Gleichen«
Bislang war von den Bürgerinnen und Bür-
gern die Rede. Diejenigen, die öffentliche 
Veranstaltungen zu kommunalen Entwick-
lungs-Plänen besuchen oder sich zu diesen 
Themen im Netz äußern, repräsentieren 
aber nur einen kleinen Ausschnitt der Stadt-
gesellschaft. Wer ist nicht da? Die kommuna-
len Eliten fehlen zumeist gänzlich. Sie haben 
für so etwas keine Zeit, halten die Diskussio-
nen ohnehin für »ertragsarme Plauderveran-
staltungen«, in denen die »Bürger nur ihre 
Befindlichkeiten zur Schau stellen«. Zudem 
wissen sie ihre eigenen Interessen auf an-
dere Weise nachdrücklich zu vertreten. Wer 
diese Gruppen einbinden will, muss Spezi-
alformate wählen (Schlüsselpersonengesprä-
che, Fachworkshops) – und wird selbst auf 
diesem Wege nur punktuell Erfolg haben.
Nahezu vollständig aber fehlt das gesamte an-
dere Ende des gesellschaftlichen Spektrums: 
Bildungsferne Schichten, migrantische Mi-
lieus, Menschen in prekären Lebenssitua-
tionen etc. pp. Das ist nicht verwunderlich. 
Diese Menschen haben andere Sorgen9. Um 
das zu illustrieren sei an eine Geschichte 
erinnert, die vor über 40 Jahren in der us-
amerikanischen Fachliteratur erzählt wurde. 
An sie ist hernach oft – etwa für die Stadt-
erneuerung, später dann die Soziale Stadt – 
erinnert worden und hat man wieder Anlass 
darüber nachzudenken….: »Zu Beginn einer 
Versammlung über Probleme der Sanierung 
eines Wohnblocks auf der New Yorker West 
Side erhob sich eine Frau, um ihre Erwartun-
gen hinsichtlich des Gemeindeerneuerungs-
programms zu formulieren. Sie habe keine 
Arbeit, aber sie brauche Arbeit. Anders hätte 
sie nicht zu leben. Die Frau sprach weiter, 
bis jemand sie unterbrechen konnte: ›Pinky 
Mae, sei ruhig; diese Versammlung ist nicht 
der Ort, um nach Arbeit zu fragen‹. Aber 
auch andere Leute stellten ähnliche Fragen, 
für die kein Platz im Programm war. Schließ-
lich musste der Vorsitzende die Fremden 
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auffordern, endlich ruhig zu sein, damit die 
Versammlung mit ihrem eigentlichen The-
ma beginnen könne. Als das Gespräch über 
Schulen, Wohnungen und nähere Wohnum-
gebung begann, verließen die Neger leise 
den Raum, jeweils einer oder zwei zugleich. 
Schließlich waren nur noch Pinky Mae und 
der Mann in der ersten Reihe, der sie er-
mahnt hatte, da, und dann gingen auch sie, 
und niemals wieder wurde einer dieser Leute 
bei irgend einer Versammlung an irgend ei-
nem Ort gesehen«10.
Diese Selektivitäten sind nicht nur bei Bür-
gerversammlungen und ähnlichen »Forma-
ten« zu beobachten. Auch am Stuttgarter 
Bauzaun gilt: Hier ist das (bürgerliche) Volk. 
Und selbst bei Bürger- und Volksentschei-
den ist das »untere Drittel« der Bevölkerung 
kaum vertreten11. 
Wer glaubt, dass diese Verhältnisse durch 
den Einsatz neuer Medien nachhaltig ver-
ändert würden, irrt: Es mögen zwar jüngere 
Menschen angesprochen werden, aber an 
der Nicht-Teilhabe von mehr als einem Drit-
tel der Gesellschaft ändert das wenig.
Auch hier wäre es also ein Missverständnis, 
zunächst nach neuen Verfahren zu rufen. 
Auch hier geht es vielmehr um Inhalte. Hat 
die kommunale Planung, hat die örtliche Po-
litik Themen zu verhandeln (und aus eigener 
Macht zu entscheiden), die die Lebenslage 
zum Beispiel der marginalisierten gesell-
schaftlichen Gruppen wirklich betreffen? 
Erst wenn das eindeutig bejaht werden kann, 
muss nach den geeigneten Kommunikati-
onsformen gefragt werden. Wobei auch hier 
eine Antwort schnell zu finden sein wird, 
denn das diesbezügliche Methodenspektrum 
ist reichhhaltig.
Zuschauer, Wutbürger oder was? Die 
Bürgerinnen und Bürger mit den vielen 
Gesichtern 
Lange Zeit wurde beklagt, dass sich Bürge-
rinnen und Bürger nicht für die Politik inte-
ressieren. Sie blieben, so hieß es nicht nur 
von den Politikwissenschaftlern, auf den 
Zuschauertribünen der politischen Arenen 
sitzen und nähmen zunehmend »apathi-
scher« die Prozeduren und Resultate des po-
litischen Handelns zur Kenntnis. Das Wort 
von der »Zuschauerdemokratie« machte die 
Runde und schien zur Gewissheit geworden 
zu sein. Und nun das: In einer nicht eben für 
aufmüpfiges Bürgertum bekannten schwä-
bischen Großstadt bricht ein Sturm los, der 
ganz Deutschland erschüttert und selbst im 
Ausland Aufmerksamkeit auslöst. Es protes-
tieren Alte wie Junge, Bewegte wie vormals 
nie Demonstrierende. Bis tief ins bürgerlich-
konservative Lager herrscht Aufruhr – ge-
gen ein Verkehrs- und Städtebauprojekt, 
vor allem aber gegen einen Politikstil, der 
Kommunikation verweigert, Beschlüsse in 
kleinen Zirkeln fasst, sie formal legitimieren 
lässt und wo nötig mit Gewalt durchsetzt.
Wenn sich Bürgerinnen und Bürger auf diese 
Weise unüberhörbar ins politische Gesche-
hen einmischen, scheint das aber manchen 
auch nicht recht. Denn prompt kursierte ein 
neues Schlagwort: »Wutbürger«. Viele ver-
wendeten ihn als eine Art Kampfbegriff, mit 
dem die Protestierenden gleichsam zu unbe-
rechenbaren, emotionalen Wesen gestempelt 
wurden. 
Ob aphatisch auf den Tribünen oder wütend 
im Stadtpark – beide Zuschreibungen sind 
nicht nur polemisch-vereinfachend. Sie ver-
meiden es zudem, nach Ursachen für Defi-
zite der politischen Praxis auf der anderen 
Seite, in den öffentlichen Verwaltungen und 
der lokalen politischen Klasse zu fragen.
Die Gesellschaft für deutsche Sprache, die 
den Begriff »Wutbürger« am 17. Dezember 
des letzten Jahres auf Platz Eins ihrer jähr-
lichen Liste der »Worte des Jahres« setzte, 
wird da schon etwas deutlicher: Dieses Wort 
stehe für die Empörung in der Bevölkerung, 
»dass politische Entscheidungen über ihren 
Kopf hinweg getroffen werden«. Hier also 
liegen die Ursachen: in einer politischen 
Praxis, die nicht ergebnisoffen argumentiert, 
die keine echten Alternativen vorlegt, die nur 
formal beteiligt und somit im Kern intrans-
parent bleibt. Daran entzündet sich der Zorn 
– nicht nur in Stuttgart.
Zwei letzte Anmerkung zu diesem unsägli-
chen Wort seien gestattet: Bürgerinnen wur-
den nicht erst in Stuttgart wütend. In Sachen 
Stadtentwicklung sind sie es schon seit den 
frühen 60er Jahren. Es waren Ärzte aus 
Kreuzberg, die schon 1963 dem damaligen 
Regierenden Bürgermeister Berlins (Willy 
Brandt) ernste Probleme machten: Sie sa-
hen, dass durch die geplanten großflächigen 
Abrisse ihre Patientenstämme hinwegsa-
niert wurden. Es waren in den Folgejahren 
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quer durch die Republik Angehörige der 
Mittelschichten, die sich gegen stadtzerstö-
rende Verkehrsprojekte und – zum Beispiel 
– für Denkmalschutz einsetzten. Mag sein, 
dass die Umgangs- und Äußerungsformen 
zunächst gesitteter waren und erst durch 
die Ausdrucksweisen der 68er radikalisiert 
wurden, aber der Widerstand war schon früh 
ein wütender, bürgerlicher. Und auch das 
sei nicht vergessen: Wir verdanken ihm viel. 
Ganze Altstädte existierten heute nicht mehr, 
hätte es diesen Widerstand »aus der Mitte 
der Gesellschaft« nicht gegeben. 
Die Stadtzerstörungen, gegen die sich schon 
die frühe Bürgerwut richtete, wurden und 
werden mit dem Allgemeinwohl begründet. 
Das verlangte angeblich eine autogerechte 
Zurichtung der inneren Städte und den Ab-
riss nicht mehr »wirtschaftlich zu erneuern-
der« Substanz. Wenn man heute landauf, 
landab gleichsam in Endlosschleife den Satz 
wiederholt, die Bürgerinnen und Bürger hät-
ten ja nur ihre Individualinteressen im Blick 
und ließen das Gemeinwohl außer Acht12, so 
ist das also gleich in mehrfacher Hinsicht är-
gerlich: 
 π Zunächst ist das persönliche Interesse 
Einzelner an der Unversehrtheit des 
Stuttgarter Bahnhofs ebenso überschau-
bar wie das am Erhalt ganzer Altstädte. 
Damals wie heute geht es den Empörten 
vor allem um Widerstand gegen ein als 
obrigkeitsstaatlich empfundenes Han-
deln, mit dem über ihre Köpfe hinweg 
vertraute Lebensumwelten zerstört 
werden.
 π Selbstverständlich spielen bei allen 
Konflikten auch immer Einzel-Interessen 
eine Rolle. Das ist legitim – und nicht 
nur auf Seiten der Projektgegner so. Das 
gilt auch und oft mit erheblich größerem 
Gewicht auch für die Initiatoren und 
Betreiber. Selbst die vielen öffentlichen 
Akteure (s.o.) haben jeweils nur eine 
beschränkte Sicht auf die Vorhaben oder 
Planungsgegenstände und sind auch 
ihrerseits nicht frei von Interessen.
 π Kurzum: Niemand ist »Inhaber« des 
Gemeinwohls. Das muss vielmehr über 
transparente Verfahren erst hergestellt 
werden.
 
Erstaunlich ist nun, dass dieselben Bür-
gerinnen und Bürger, die eben noch als le-
thargisch, egozentrisch oder emotionsüber-
frachtet gebrandmarkt wurden, in anderen 
Zusammenhängen als »Partner nachhaltiger 
Stadtentwicklung« oder »Experten des All-
tags« umworben werden, deren »Kreativität 
oder …individuellen Interessen ein großes 
Potenzial für die zukunftsfähige Gestaltung 
und Entwicklung von Städten und Regionen 
[bilden]«13. 
Die Wertschätzung der Kraft großer Gruppen 
geht heute noch weiter: Unerschöpflich etwa 
seien das »Crowdsourcing« und die »open-
source-Prozesse«. Beides, so eine Vermu-
tung, könne man nicht nur für Aktivitäten in 
Sozialen Medien oder die Entwicklung von 
Programmen, sondern auch für gesellschaft-
liche Prozesse wie etwa die der Stadtentwick-
lung nutzen.
Gelegentlich hat man den Eindruck, »Par-
ticitainment« solle dazu dienen, den Bür-
gerinnen und Bürger ihre zuschauerdemo-
kratischen oder wutbürgerlichen Unarten 
auszutreiben und sie zu jenen verträglichen 
und kreativen Partnern zu machen, die man 
sich für gedeihliche Stadtentwicklungspro-
zesse wünscht. Das wird nicht gelingen – je-
denfalls nicht durch »Bespaßung« und Betei-
ligungsangebote ohne Substanz. Und selbst 
wenn man das meidet werden die Bürgerin-
nen und Bürger – wie übrigens alle anderen 
Akteure im Prozess der Stadtentwicklung 
auch – ihren »Eigen-Sinn« behalten. 
L‘art pour l‘art, oder: »Sie machen doch auch 
Jugendbeteiligung?!«
Stuttgart ist omnipräsent. Zumindest in den 
Köpfen vieler Verantwortlicher in den Kom-
munen. Das führt nicht immer zu guten Er-
gebnissen: »Wie gehen wir denn das Projekt 
an, um Probleme wie in Stuttgart zu vermei-
den?« So oder ähnlich können die Fragen lau-
ten – und wenn sie so nicht gestellt werden, 
sind sie doch nicht selten so gemeint. Will sa-
gen: Denen, die so fragen, geht es nicht um 
Beteiligungskultur, sondern um Befriedung 
und möglichst reibungslose Realisierung. 
Das sind, um Missverständnisse zu vermei-
den, durchaus legitime Überlegungen. Sind 
sie aber allein (oder überwiegend) leitend, 
dann wird Partizipation funktionalisiert und 
führt zu den oben schon beschriebenen Er-
gebnissen.
Zugleich verändern sich auch in Prozessen, 
die mit Überzeugung kommunikativ ange-
legt sind, die Anforderungen: »Twittern Sie 
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auch?, »Sie machen doch sicher auch Beteili-
gung von Jugendlichen!«, »Wir müssen auch 
an die Ausländer ran«, »Ohne Web-2.0 geht 
heute gar nichts«. Solche Forderungen kom-
men aus Verwaltungen und Politik gleicher-
maßen. Bei altgedienten »Aktivisten« der 
Bürgerbeteiligung löst so viel Aufbruchstim-
mung Verwunderung aus. Man wird aber 
zumeist dann auf den Boden der Tatsachen 
zurück geholt, wenn man fragt: Wozu möch-
ten Sie denn das? Woran könnten sich die 
Gruppen, die Sie erreichen wollen, denn mit 
Aussicht auf Wirkung beteiligen? Sind Sie 
bereit und in der Lage, die Ergebnisse eines 
solchen Verfahrens auch aufzugreifen und 
transparent mit ihnen umzugehen? Auch 
dann, wenn sich die Angesprochenen zu 
ganz anderen Fragen äußern als zu denen, 
die Sie ihnen stellen wollen?
Sehr bald wird dann deutlich: Da wird Be-
teiligung um ihrer selbst willen betrieben. 
Möglichst viele Teilnehmer hier, möglichst 
viele »Klicks« dort, möglichst gutes Echo in 
der Presse für ein möglichst reibungsfreies 
Beteiligungs-Event.
Diese Kommunikationsbemühungen ha-
schen nicht selten vor allem nach Effekten 
und bleiben selbst dann, wenn sie von guten 
Absichten geleitet sind, kurzatmig. Auch das 
weist erneut in die falsche Richtung. In nicht 
wenigen Fällen erzeugt ein solcher Aktionis-
mus zudem Frustrationen bei denjenigen, 
sie sich zur Teilhabe eingeladen fühlten, aber 
nicht ernst genommen sehen.
Lokale Beteiligungskultur braucht Geduld 
und einen langen Atem. Darauf weist schon 
das Wort »cultura« hin, das in der »Kultur« 
steckt und uns auf das langsame Wachsen, 
das Hegen und Pflegen aufmerksam macht. 
Eine Beteiligung als »l‘art pour l‘art« wirkt 
hier zerstörerisch.
Wünsch Dir was… Wer die Wirklichkeit 
nicht zum Thema macht, nimmt auch die 
Beteiligung nicht ernst
Wir alle wissen: Stadtentwicklung ist ein 
komplizierter Prozess. Viele harte Interes-
sen stoßen sich im Raum, ein Kranz von 
Rahmenbedingungen engt die Optionen ein, 
zahlreiche Sach- und Fachgesichtspunkte be-
dürfen der Berücksichtigung und kommuna-
les Handeln muss sich mit vielen Zwängen 
und Regulierungen plagen.
Umso erstaunlicher, dass man in Beteili-
gungsprozessen gelegentlich den Eindruck 
erweckt als sei Stadtentwicklung so etwas wie 
Weihnachten: Man schreibt Wunschzettel – 
der Rodelberg für diese, das Vereinsheim für 
jene, preiswerte Wohnungen für alle (und 
das selbstverständlich nachhaltig, autoarm 
und altengerecht) – und erweckt den Ein-
druck, aus diesen vielen bunten Zetteln kön-
ne irgendwann Wirklichkeit erwachsen14.
In gewisser Weise werden die Beteiligten 
infantilisiert – als wäre die Wirklichkeit zu 
kompliziert für sie. Zugleich überfordern 
solche Wunschzettel-Veranstaltungen die 
Verwaltungen, denn wenn sie die Bürgeran-
regungen ernst nehmen (s.o.), müssen sie 
auf alles das in irgendeiner Weise reagieren.
Das heißt nun durchaus nicht, dass man auf 
kreative Phasen verzichten sollte und nicht 
auch einmal der Phantasie frei Lauf lassen 
könnte. Entscheidend ist es aber dann, die 
vielen Gesichtspunkte wieder einzufangen, 
zusammenzuführen und nachvollziehbar 
deutlich zu machen, wo und warum sich 
verschiedene Vorstellungen, Ziele, Maßnah-
menvorschläge aneinander oder an Rahmen-
bedingungen etc. reiben.
Das heißt auf der anderen Seite aber auch 
nicht, dass die klassischen Sachzwang-Argu-
mente der Planersteller und Projektbetreiber 
oder die neuere Rede von der »Alternativlo-
sigkeit« jegliche Diskussion über Gegenvor-
schläge und Varianten ersticken sollte.
Das Gegenteil ist vielmehr der Fall. Erst in 
Kenntnis aller unterschiedlichen Gesichts-
punkte kann und muss sich die Kreativität 
entfalten, die möglicherweise neue, bislang 
noch nicht bedachte Problemlösungswege 
findet. Vor allem und in erster Linie geht es 
aber darum, dass das Relativieren der eige-
nen Gesichtspunkte an denen der anderen 
Beteiligten – für alle (gerade den Planungs-
fachleuten fällt das oft schwer) – als Spielre-
gel gelten muss.
Im Verdeutlichen solcher Interessens- bzw. 
Gesichtspunkte-Vielfalt und der Notwendig-
keit mit ihnen handlungsfähig zu werden, 
indem auch immer die eigene Position auf 
den Prüfstand gehört, liegt eine wichtige 
Aufgabe transparenter Prozesse, die alle Be-
teiligten ernst nehmen.
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Voten statt Wählen, Posten statt Erörtern, 
Beteiligungsangebote zwischen Banalität und 
Beliebigkeit
Der österreichische Politikwissenschaftler 
Werner T. Bauer hat kürzlich15 das sinkende 
Interesse am politischen Engagement und 
die zurückgehende Wahlbeteiligung unter 
der Überschrift »Voten statt Wählen« zu-
sammengefasst. In der Tat scheint es para-
dox: Die Wahlbeteiligung, gerade bei jungen 
Menschen, gerade auf kommunaler Ebene, 
geht deutlich zurück. Das »Voten« in allen 
Medien erlebt hingegen ungeahnte Höhen-
flüge.
Wo kann man sich heute nicht überall beteili-
gen? Jeden Tag wird man mehrfach aufgefor-
dert »Sagen Sie uns Ihre Meinung!«, »Ihre 
Stimme zählt«, »Schicken Sie Ihr Votum 
per SMS an…« , »Wir freuen uns über Ihren 
Kommentar«… Hier klicken, da posten, das 
Voten nicht vergessen, und zu jeder Gelegen-
heit den Daumen hoch oder herunter: »Ge-
fällt mir, gefällt mir nicht«. … Man kann Su-
perstars wählen, das Unwort des Jahres, den 
bestgekleideten Politiker, die peinlichsten 
Fernsehpannen und die wichtigsten Aufga-
ben des nächsten Jahrzehnts. Und auch die 
fünf Leitsätze der Stadtentwicklung werden 
zum schnellen Kommentar freigegeben. 
Ein stetes Heischen nach Aufmerksamkeit, 
ein beständiges Drängen um Meinungsäu-
ßerungen begleitet uns alle heute – in der 
digitalen wie der analogen Welt. Das führt 
zu einer oberflächlicher werdenden Ausein-
andersetzung mit den Fragen, Themen, An-
liegen, um die es geht. Schnell ein Klick hier, 
ein Kommentar dort – und dann weiter. Die 
Kontexte, der Inhalt, die widersprüchlichen 
Ziele…? Keine Zeit. Habe doch meine Mei-
nung abgegeben. 
Beteiligungsmöglichkeiten allenthalben. 
Und damit droht ein besonders arger Feind: 
die Banalisierung. Der Kabarettist Georg 
Schramm hat mit Blick auf die Entwicklung 
der kritischen Polemik zum Comedy-Kla-
mauk geklagt: »Das Wort ist am Ende, aber 
es ist kein heldenhaftes Ende. Das Wort ist 
tot, aber kläglich tot. Nicht von Tyrannen 
erschlagen, nicht vom Zensor erwürgt. Als 
leere Worthülse im Brackwasser der Belie-
bigkeit untergegangen. …«. 
Müssen wir heute analog und mit Blick auf 
die Bürgerbeteiligung feststellen: Ist auch 
»Beteiligung« am Ende? Nicht dadurch, 
dass sie vermieden wird wo es geht oder 
verwünscht wird (wenn die Presse nicht zu-
gegen ist). Sondern durch ihre schiere Mul-
tiplikation in routinierten Verfahren und 
Kommunikations-Events – untergegangen 
als Häufung leerer Worthülsen im Brackwas-
ser der Beliebigkeit. Die Beteiligung ist tot, es 
lebe das Getwitter, die TED-Konferenz16, der 
schnelle »Kommentar« und das Voting mit 
einem Klick. 
Schnitt! Szenenwechsel… und Rückkehr 
zum Ausgangspunkt: Die Aneinanderrei-
hung von Problemen mit der Beteiligung, 
die selbst dann auftreten, wenn alle das Beste 
wollen, muss hier abgebrochen werden. Es 
ließen sich zahlreiche weitere Aspekte be-
nennen, aber es wird Zeit für ein Resümee 
und erste Folgerungen:
Resümee 1: Zuspitzungen.  
 
Festivalisierung der Prozesse, Überforderung 
der Verfahren, Überschätzung der Pläne und 
die Persistenz der Verhältnisse
Schon vor Jahren haben Walter Siebel und 
Hartmut Häußermann oder Ilse Helbrecht17 
beobachtet, dass Stadtentwicklungspolitik 
»festivalisiert« und »eventisiert« werden. 
Dieser Prozess scheint, so das erste Resümee 
nun auch die Bürgerbeteiligung erreicht zu 
haben: »Particitainment« ist die Folge. Das 
Heischen um Aufmerksamkeit, die öffent-
lichkeitswirksame Inszenierung von Ver-
fahren, die l‘art-pour-l‘art-Nutzung »sozialer 
Medien« – alles das weist in diese Richtung. 
Kritische Geister könnten von einer «Beteili-
gungskulisse« sprechen, hinter der alles beim 
Alten bleiben kann. 
Gegen das Abbrennen von Beteiligungsfeu-
erwerken wäre nun nichts einzuwenden, 
wenn mit diesen Tamtam auf etwas hinge-
wiesen würde, an dem teilzunehmen sich 
lohnt. Aber mit Blick auf zahlreiche Pra-
xiserfahrungen muss man konstatieren: 
Beteiligungs-Prozesse zu Planungen auf 
gesamtstädtischer Ebene mit eher allgemei-
nen (Entwicklungskonzepte) oder auf Flä-
chenaussagen begrenzten Inhalten (FNP) 
erzeugen einen erheblichen Anregungs-
Überschuss und bleiben zugleich aus Sicht 
der Beteiligten vielfach wirkungslos. Zudem 
werden die von Externen gestalteten Kom-
munikationen nach der Planerstellung weder 
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fortgesetzt noch verändern sie das politische 
oder administrative Entscheidungsverhalten 
nachhaltig. Insofern ist es kaum plausibel, 
von noch mehr Verfahren dieser Art eine 
Verbesserung der Beteiligungskultur vor Ort 
zu erwarten. Eher ist das Gegenteil wahr-
scheinlich.
Vier Aspekte sind in diesem Zusammenhang 
besonders hervorzuheben:
1. Überforderte Verfahren: Die Beispiele zei-
gen, dass die Veranstaltungen mit der Bür-
gerschaft wie Ventile wirken. Hier entlädt 
sich vieles, was mit dem eigentlichen Anlass 
nicht im Zusammenhang steht. Das verweist 
vermutlich auf Defizite: Anscheinend gibt es 
sonst keine oder zu wenig Gelegenheiten, 
diese Anliegen vorzutragen. Ist hier die kom-
munale Politik gefordert?
2. Überschätzte Pläne: Die Beispiele zeigen 
auch, dass die Leistungsfähigkeit räumlicher 
Entwicklungspläne sehr überschätzt wird. 
Nicht nur in der Bürgerschaft, sondern auch 
in der Politik und Teilen der kommunalen 
Verwaltung ist die tatsächliche Wirkkraft 
etwa eines FNP oder eines gesamtstädti-
schen Masterplans nicht immer deutlich. 
Insbesondere die Abhängigkeit vom Han-
deln privater Akteure wird bei allen Planar-
ten – von der Platzgestaltung über die ener-
getischen Bestandsmodernisierung bis zum 
Redevelopment großer Industrieflächen – oft 
unzureichend berücksichtigt. So werden vie-
le Rechnungen ohne den Wirt gemacht. Was 
dann – weil nicht einlösbar ist, was man sich 
doch einvernehmlich vornahm – eine neue 
Spirale von Missverständnissen in Gang 
setzt.
3. Problematische Verfahrensbindung: Bürger-
beteiligungen werden in der Mehrzahl der 
Fälle durchgeführt, weil damit Verfahrens-
vorschriften erfüllt werden – sei es, dass § 3 
BauGB dies vorschreibt oder der Fördermit-
telgeber. Gelegentlich werden sie zudem als 
unerlässlich für die politische Legitimation 
oder den späteren reibungslosen Verlauf von 
Vorhaben angesehen. Kurz gefasst: Kommu-
nale Planung und Politik benötigen die Bür-
gerschaft für ihre Verfahren. Aber braucht 
die Bürgerschaft diese Prozeduren, um mit 
Planung und Politik zu sprechen? Geht man 
dieser Frage nach, liegen Konsequenzen 
nahe, die die derzeitige Praxis der Beteili-
gung auf den Kopf stellen würden. 
4. Fehlende Nachhaltigkeit: Dass die »gute 
Praxis der Beteiligung« fast immer räumlich, 
zeitlich, sachlich und institutionell begrenzt 
bleibt, wird schon seit Jahrzehnten festge-
stellt. Beteiligungsprozesse werden durch-
geführt – aber eine Veränderung der lokalen 
Kultur im Umgang miteinander findet nicht 
nachhaltig statt. Wenn nun eine Vermehrung 
und Intensivierung von Beteiligungsverfah-
ren gefordert wird, dann spricht nichts dafür, 
dass sich an dieser Situation etwas ändert. 
Ein Weg aus diesen Defiziten der Beteili-
gungsverfahren kann also nicht im »Mehr-
vom-Gleichen« liegen. Mit diese Feststellung 
ist zugleich eine Frage verbunden: Was aber 
dann? Was folgt aus diesen Befunden? Was 
ist zu tun, um alte wie neue Defizite selbst 
dort, wo man sich um Beteiligung bemüht, 
zu mindern?
Resümee 2: Kontext, Kontinuität und Kultur.  
 
Nicht Verfahren und Methoden sind 
entscheidend, sondern Substanz und 
Vertrauen.
Eine erste Antwort auf die aufgeworfenen 
Fragen liegt auf der Hand (und ist durchaus 
nicht neu) Sie lautet: Nicht Verfahren meh-
ren, sondern Kultur verändern.
Aber was heißt das konkret?
Winfried Kretschmann, dessen Wahl zum 
ersten »grünen« Ministerpräsidenten Baden-
Württembergs – nach 57-jähriger Dominanz 
der CDU in diesem Bundesland – wesentlich 
auf die Auseinandersetzungen um Stuttgart ’21 
zurückzuführen ist, versprach kürzlich in 
seiner Regierungserklärung eine »Politik des 
Gehörtwerdens18«.
Eine »Politik des Zuhörens« wäre schon ein 
Gewinn. Eine, die das »Gehörtwerden« ver-
spricht, signalisiert aber mehr: die Absicht, 
das Gehörte ernst zu nehmen und es im 
Alltag der Politik zu nutzen. Und: die Bereit-
schaft zur Veränderung der eigenen Rolle. 
Die Politik redet nicht mehr auf das Wahlvolk 
ein, verlautbart, »kommuniziert«, sondern 
hört zu, interessiert sich, nimmt auf – und 
das nicht nur als Inszenierung in Wahl-
kampfzeiten, sondern als Grundhaltung im 
Alltag. 
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So verstanden ist das eine Utopie, eine Rich-
tungsangabe auf ein weit gestecktes Ziel hin.
Was könnte das für die Diskurse über Stadt-
entwicklungen heißen? Wird nicht mit den 
oben beschriebenen Verfahren zugehört? 
Sind nicht alle Antennen auf Empfang ge-
stellt? Können die Bürgerinnen und Bürger 
nicht auf allen Kanälen »senden«?
Ja. Das ist so. Aber, wie wir sahen, ohne we-
sentliche Wirkung. Die Politik und große 
Teile der Verwaltung bleiben in ihren Paral-
leluniversen und »lassen zuhören«. Zudem 
findet Stadtentwicklung nicht nur alle 20 
Jahre statt – wenn z.B. die Neuaufstellung 
eines FNP ansteht und dazu eine intensive 
Beteiligung inszeniert wird – , sondern all-
täglich. Wer aber hört dann zu? 
Eine »Politik des Gehörtwerdens« muss ge-
rade auch für diese alltägliche Situation über-
zeugende Antworten finden.
Neun erste Überlegungen mögen praktische 
Konsequenzen einer solchen Orientierung 
deutlicher machen:
 
1. Zur Sache! Immer auf‘s Neue die Frage 
nach der Substanz stellen.
Die Gefahr, dass Beteiligung zu einer Akti-
vität um ihrer selbst willen wird, lässt sich 
dann verringern, wenn immer wieder gefragt 
wird: Um was geht es eigentlich, was steht 
in Rede? 
Dabei ist die Perspektive der Zielgruppe ent-
scheidend.
Es gehört aber auch dazu, die mit der Sache 
verbundenen Rahmenbedingungen offen zu 
legen. Das soll nicht heißen, dass man die 
Etragserwartungen des Grundstückseigentü-
mers gleich zum Gesetz erhebt, aber es muss 
doch klar sein, dass preiswerter Wohnraum 
und geringe Dichte bei innerstädtischen 
Grundstücken möglicherweise Zielwider-
sprüche bilden oder dass die vielen bunten 
Ideen für die Umnutzung einer alten Kaser-
ne erst durch‘s Fegefeuer eines Investitions- 
und Bewirtschaftungskonzeptes müssen 
etc…
Alles das führt zu enormen Anforderungen 
an die Transparenz der Verfahren und damit 
zum Verzicht auf vermeintliche Macht, die 
aus der alleinigen Verfügung über Informa-
tionen (»Herrschaftswissen«) zu resultieren 
scheint. Und es impliziert dies auch, dass 
der Begriff »alternativlos« aus dem Sprach-
gebrauch der miteinander Diskutierenden 
gestrichen wird. Jede Rahmenbedingung 
und jeder Lösungsvorschlag muss prinzipiell 
auf den Prüfstand gestellt werden können. 
2. Sehr früh ist auch zu spät. Die Kommuni-
kation von den Verfahren lösen
Ein Bürgermeister, der sich in seiner Ge-
meinde sehr um Bürgerorientierung be-
müht, kritisiert kürzlich den Vortrag eines 
Referenten, der stolz über eine sehr frühzei-
tige Öffentlichkeitsbeteiligung zum Stadtent-
wicklungskonzept berichtete: Das möge zwar 
sehr frühzeitig sein, sei aber sicher zu spät. 
Auf die erstaunte Reaktion, wie das denn zu 
verstehen sei, antwortete er nur knapp: »Man 
sollte im ständigen Gespräch sein«. 
Ganz offensichtlich sprach er von der »Po-
litik des Gehörtwerdens«, davon, dass man 
nicht erst einen Plan aufstellen muss, um zu 
beteiligen. Wie so ein kontinuierlicher oder 
doch regelmäßiger Prozess zu organisieren 
sei, mag des Nachdenkens wert sein. Aber es 
gibt bereits Beispiele – und an der Verfüg-
barkeit von Methoden mangelt es der ganzen 
Debatte ohnehin nicht. Hier liegt der sprin-
gende Punkt vielmehr im Alltag von Politik 
und Verwaltung. Da sind weitreichende Ver-
änderungen von Denk- und Arbeitsweisen 
notwendig. 
 
3. Das Fundament muss stimmen. Die Pla-
ner können lokale Demokratie nicht im Al-
leingang praktizieren. 
Wer erinnert sich noch an die Ursprünge 
des Demokratisierungsversprechens in der 
Stadtentwicklung? Seine Ausgangspunk-
te lagen in der Gesellschaft. In der gärte es. 
Und die Politik reagierte darauf, indem sie 
»mehr Demokratie« in Aussicht stellte. In 
allen Feldern der Gesellschaft. Dazu gehörte 
dann auch die Stadtentwicklungspolitik. Und 
so gab es, drei Jahre nach der Brandt‘schen 
Regierungserklärung erste Gesetze, die auch 
in den Verfahren der Stadtplanung bzw. der 
Stadterneuerung mehr Bürgerbeteiligung 
und mehr Auseinandersetzung mit den Be-
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langen der Bürgerinnen und Bürger verlang-
ten. Die Fachverfahren bauten also auf und 
waren eingebettet in ein um mehr Demokra-
tie bemühtes politisches Umfeld. Insofern 
mag es damals auch naheliegend gewesen 
sein, dass wir Fachleute unsere Planungs-
prozesse als Beitrag zur lokalen Demokratie 
gesehen haben.
Die Voraussetzungen dafür sind heute schon 
längst nicht mehr gegeben. Kommunale Po-
litik folgt ihren eigenen Ritualen und leidet 
ggf. an den eigenen Defiziten. Alltagswelten 
und politische Arenen begegnen sich (gera-
de in großen Städten) nur mehr selten. Das 
Wort von den Paralleluniversen ist nicht neu. 
Die an Planaufstellungen gebundenen Be-
teiligungsprozesse haben also keinen Ort in 
der lokalen Politik. Sie bleiben ihr äußerlich: 
Die Politik gibt Beteiligung in Auftrag, lässt 
zuhören…
Die an Pläne gebundenen Erörterungen 
können unter diesen Bedingungen aber 
beim besten Willen nicht lokale Demokratie 
fördern, bestenfalls machen sie deren Defi-
zite (siehe »Ventilfunktion«) sichtbar. Loka-
le Demokratie muss in und von der Politik 
praktiziert und immer wieder neu vermit-
telt werden. Dass kann nicht die Aufgabe 
von Planungsprozessen sein. Erst wenn in 
der örtlichen und alltäglichen Politik »good 
local governance« praktiziert wird und die 
Bezüge zwischen allen Akteuren davon ge-
prägt sind, kann Stadtplanung sich wieder 
auf ihre eigentliche Aufgabe konzentrieren. 
Es mag sein, dass es noch ein Überbleibsel 
der Allmachtsphantasien der 70er Jahre war, 
dass sich die Stadtplaner aus eigener Macht-
vollkommenheit fürs demokratische Alltags-
geschäft zuständig fühlten. Das aber ist ein 
Missverständnis – von Anfang an. Gefordert 
ist die kommunale Politik. 
Kürzlich wurde die Bedeutung der lokalen 
Politik für die Demokratieentwicklung unter 
der Überschrift »Kommunen sind nicht das 
Kellergeschoss der Demokratie, sondern ihr 
Fundament«19 zusammengefasst. Das bringt 
die Dinge auf den Punkt: Dass Fundament 
muss stimmen. Dann kann auch die Stadt-
planung mit ihren Verfahren wie selbstver-
ständlich einen Beitrag zur lebendigen loka-
len Demokratie leisten.
 
4. 3stadt2. Kommunikation zwischen allen 
Akteuren gestalten und die Grenzen eigenen 
Handelns sichtbar machen
Wenn von Rollenverständnis die Rede ist, 
muss insbesondere im Stadtentwicklungs-
kontext an die Adresse kommunaler Poli-
tik gesagt werden: »Bleiben Sie realistisch. 
Schenken Sie reinen Wein ein. Machen Sie 
die Grenzen Ihres Handelns deutlich. Nur 
dann bleiben Sie glaubwürdig – und bewir-
ken tatsächlich etwas«. Ein Phänomen, das 
man aus der »großen Politik« kennt, findet 
sich auch auf kommunaler Ebene: Da wird 
so getan, als könne man aus eigener Macht-
fülle die wesentlichen Probleme – in diesem 
Falle: der Stadtentwicklung – lösen. Tatsäch-
lich sind aber, darauf wurde schon oben 
hingewiesen, in fast allen Handlungsfel-
dern viele verschiedene Akteure notwendig, 
um ein gestecktes Ziel zu erreichen. Viele 
Marktprozesse vollziehen sich zudem ohne, 
dass die Kommunen auch nur kleine Chan-
cen  an der Mitwirkung hätten. Und selbst 
auf den verschiedenen Ebenen öffentlichen 
Handelns wirken Eigenlogiken, die Kommu-
nen vor vollendete Tatsachen stellen können. 
Wer das nicht deutlich macht, gerät immer 
wieder in die Situation, kleinlaut zugeben zu 
müssen, dass »einem da die Hände gebun-
den« waren. Für die alltägliche Arbeit heißt 
das übrigens nicht nur, dass sich Rollenbild 
und Selbstdarstellung wandeln müssen, son-
dern dass man im alltäglichen Diskurs über 
Stadtentwicklung auch immer wieder multi-
laterale Kommunikationssituationen schaf-
fen und sichtbar machen muss, die die tat-
sächlichen Machtverhältnisse abbilden und 
gerade auch den Bürgerinnen und Bürgern 
verdeutlichen, wer an der in Rede stehenden 
Aufgabe tatsächlich beteiligt ist.
 
5. Ressourcen. Weniger könnte mehr sein. 
Derzeit werden (Kommunikations-)Defizite 
im Alltag lokaler Politik durch aufwändige 
Verfahren aus besonderen Anlässen (Pla-
nerstellung) kompensiert. Wer also ange-
sichts der beschriebenen Defizite mit Blick 
auf mögliche Lösungen seufzt »Wer soll das 
alles leisten?«, der hat eine Vervielfältigung 
dieser Verfahren im Kopf. Aber eine Konse-
quenz der hier entwickelten Gedankengänge 
besteht ja darin, nicht »Mehr vom Gleichen« 
zu praktizieren, sondern bestehende Struk-
turen – insbesondere in der lokalen Politik – 
zu mobilisieren und zugleich die Kommuni-
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kation über Stadtentwicklung zu verstetigen 
und so die einzelnen Planungsverfahren zu 
entlasten. 
Das lässt sich leicht hinschreiben, ist aber 
ein steiniger Weg (vgl. den folgenden Pkt 6). 
Aber wie bei jedem »Change-Management« 
kann erwartet werden, dass nach einer Phase 
besonderer Anstrengungen, dann doch auch 
wieder (gute) Routinen eintreten, die in der 
Summe eher Entlastung als zusätzlichen 
Ressourceneinsatz bedeuten.
 
6. Tonschichten und Verwandtes. Den Blick 
auf Alltagswirklichkeiten und Restriktionen 
richten:.
Wer die Augen in den Wolken hat, stolpert 
leicht. Diese Alltagswahrheit findet auch 
bei der Diskussion über Bürgerbeteiligung 
Bestätigung: Wer immer nur das »Müsste«, 
»Sollte«, »Könnte« diskutiert, verliert die 
Wirklichkeit vor Ort aus den Augen. Das 
führt nur deshalb nicht zu offensichtlichem 
Verstolpern, weil seit Jahren bereits über 
Beteiligung gleichsam in getrennten Welten 
gesprochen wird – in der der Konzepte und 
der des Alltags. Der einzige Informations-
fluss von »unten« nach »oben« besteht in 
Erfolgsberichten und preisgekrönter »Best 
Practice«. Die vielfach frustierenden Wirk-
lichkeiten in Verwaltungen und den »Niede-
rungen« täglicher Politik werden bestenfalls 
hinter vorgehaltener Hand diskutiert. So 
aber kommen wir nicht weiter. Wenn subs-
tanzielle Fortschritte auf dem Weg zur bür-
gerorientierten Kommune bewirkt werden 
sollen, müssen diese alltäglichen Restriktio-
nen genauer beachtet und betrachtet werden.
Wie schwer das ist, erfahren Verwaltungs-
chefs, die sich auf den langen Weg zur Bür-
gerorientierung machen. Sie mögen zwar an 
den Spitzen (etwa im Verwaltungsvorstand) 
Zustimmung finden und auch ähnliche Zie-
le wie die verfolgen, die «ganz unten«, vor 
Ort um Beteiligung bemüht sind. Aber zwi-
schen »Unten« und »Oben« breitet sich die 
sogenannte »Tonschicht20« aus. Sie existiert 
in allen großen Organisationen. Ihr ist es zu 
verdanken, dass viele Reformprozesse nicht 
weiterkommen: Die Erfahrungen vor Ort 
wirken nicht zurück. Die Reformprozesse 
von oben dringen nicht durch. Hier liegen 
die eigentlichen Aufgaben der Bürgerorien-
tierung.
Dies ist nur eines der vielen Handlungsfel-
der, in dem wir zukünftig nicht mehr nur 
über Erfolgsgeschichten und Best Practices 
reden sollten, sondern auch Grenzen, Stol-
persteine und Probleme benennen und er-
örtern sollten. Da das in der wünschbaren 
Offenheit aus der Praxis heraus nicht immer 
möglich sein wird, kommt hier auch der fall- 
und ortsübergreifenden Forschung eine be-
sondere Bedeutung zu.
 
7. Local Governance. Beteiligung im größe-
ren Zusammenhang sehen und gestalten
Wenn hier davon die Rede war, dass das Ge-
spräch mit den Bürgerinnen und Bürgern 
über Stadtentwicklung von den einzelnen 
(und z.T. nur alle 10 oder 20 Jahre durch-
geführten) Verfahren gelöst werden müs-
se, wenn von der Gestaltung multilateraler 
Kommunikationen gesprochen wurde und 
auf die Herausforderungen innerorganisato-
rischer Change-Prozesse hingewiesen wur-
de, so lässt sich das alles auf einen einfachen 
Nenner bringen: Lokale Governanceprozesse 
gestalten und traditionelle Bürgerbeteiligung 
in diesen größere Zusammenhang einbetten.
Wir müssen uns klar machen, dass die Bür-
gerbeteiligung wie wir sie heute praktizieren, 
ihren Ursprung in einer Phase extrem »eta-
tistischen« Planungsverständnisses hatte: 
Stadtentwicklung schien vollständig von den 
Plänen öffentlicher Akteure abzuhängen (sh. 
auch oben: Überschätzung der Pläne) und 
damit schien es ausreichend, wenn über die-
se Pläne mit den Bürgerinnen und Bürgern 
gesprochen wurde. Das sehen wir heute an-
ders. Es dürfte inzwischen deutlich sein, dass 
Stadtentwicklung vom Handeln vieler Akteu-
re geprägt wird und dass die öffentlichen 
Steuerungsbemühungen sehr viel mehr 
umfassen und beinhalten müssen als die ge-
legentliche Aufstellung von Rahmen setzen-
den Plänen. Um noch einmal eine Standard-
definition von »Governance« ins Gedächtnis 
zu rufen: »Governance ist die Gesamtheit 
der zahlreichen Wege, auf denen Individuen 
sowie öffentliche und private Institutionen 
ihre gemeinsamen Angelegenheiten regeln. 
…Der Begriff umfasst sowohl formelle In-
stitutionen und mit Durchsetzungsmacht 
versehene Herrschaftssysteme als auch in-
formelle Regelungen, die von Menschen und 
Institutionen vereinbart…werden21.« Dieser 
permanente Prozess des Regelns gemein-
samer Angelegenheiten, der Vereinbarung 
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von Regelungen verschiedenster Art und 
der Umsetzung zahlreicher Aktivitäten im 
Prozess der Stadtentwicklung verlangt auch 
nach einer entsprechenden kontinuierlichen 
Kommunikation, die weit über traditionel-
le Erörterung einzelner Pläne hinausgeht 
(ohne diese vollständig zu ersetzen).
 
8. Berufsethos. L‘art pour l‘art meiden, Stan-
dards gewährleisten
»Wir machen ja schon einiges, aber nach 
Stuttgart muss das mehr werden: attraktivere 
Veranstaltungen, neue Beteiligungsangebo-
te… die Menschen müssen sich mitgenom-
men fühlen.« Aus vielen Verwaltungen ist 
das jetzt zu hören. Die Rückfrage, was sich 
aber denn in der Sache ändere, welche zu-
sätzlichen Mitsprachemöglichkeiten eröffnet 
werden sollten, wird mit Achselzucken quit-
tiert. Nein, daran solle sich nichts ändern. 
Vereinfacht ausgedrückt werden die Kolle-
ginnen und Kollegen aus der moderierenden 
und Verfahren gestaltenden Zunft mehr oder 
minder unverblümt aufgefordert, die Betei-
ligungsprozesse zeitgemäß aufzuhübschen. 
Man könnte auch von neuen Dekorationen 
in den Schaufenstern der Stadtplanung 
sprechen. Nun ist der Beruf der Schauwer-
begestalter ein ehrenhafter und soll hier 
nicht diskreditiert werden. Aber bislang galt 
für die Gestaltung von Planungsprozessen 
– unter Fachleuten – doch der Anspruch, 
dass die Form (der Prozess) auf die Inhalte 
Rückwirkungen haben soll. Und daran gilt 
es festzuhalten. Das wird vermutlich nicht 
heißen, dass nun alle Aufträge, die nach l‘art 
pour l‘art klingen, von der Kollegenschaft 
abgelehnt werden (könnten). Aber einige 
Mindeststandards sollten schon gewährleis-
tet sein. Vielleicht ist es gerade jetzt an der 
Zeit, darüber einmal nachzudenken und 
Qualitätsstandards vorzuschlagen – etwa kla-
re politische Commitments zu Beginn der 
Prozesse, Ergebnisoffenheit in wesentlichen 
Punkten, Transparenz im Umgang mit den 
Ergebnissen etc.. Das würde es auch Einzel-
nen erleichtern, solche Mindeststandards ge-
genüber Auftraggebern durchzusetzen.
 
9. Langer Atem. Kultur muss wachsen (kön-
nen).
Fachleute, die Bürgerbeteiligung in verschie-
denen Gemeinden betreuen, machen immer 
wieder eine irritierende Erfahrung: In der ei-
nen Stadt, in einem Stadtteil stößt ihr Beteili-
gungsangebot auf Desinteresse oder zermür-
bende Erörterungen mit einigen wenigen 
»Immergleichen«. In der nächsten Stadt, im 
anderen Stadtteil ist der Saal bestens gefüllt, 
die Diskussionen verlaufen lebendig, aber 
konstruktiv und »at the end of the day« sind 
anregende Ergebnisse für den weiteren Pla-
nungsprozess festzuhalten. Wie ist das zu 
erklären?
Es gibt verschiedene Hypothesen zu den Ur-
sachen dieser ortsspezifischen Unterschiede. 
Klar ist: Es liegt nicht an den Sozialstruk-
turen (die unterschiedlichen Erfahrungen 
macht man auch in Quartieren oder Städten 
mit ganz ähnlichen Strukturen), auch nicht 
an den Inhalten oder der Planart22. Klar ist 
auch: Man müsste und sollte dieser Frage 
systematischer nachgehen. Aber es ist jetzt 
schon ein Aspekt festzuhalten: Kommunika-
tionsfähigkeit und -interesse setzen (positive) 
Kommunikationserfahrung voraus. Wir be-
wegen uns hier also in zirkulären, richtiger: 
spiralförmigen Prozessen. Aus Erfahrungen 
mit gelingender Verständigung erwächst Be-
reitschaft zu und Interesse an weiterer Kom-
munikation. 
Diese Spiralen müssen in Gang gesetzt wer-
den – und das ist ein langer Prozess. Die Ver-
änderungen von Strukturen, Arbeitsweisen 
und Rollenbildern in Politik und Verwaltung 
benötigen, zwanzig Jahre Reformpraxis bele-
gen das, viel Zeit. Aber auch das Aufhalten 
und Umkehren der Misstrauens- und Vorur-
teilsspirale zwischen Bürgerschaft und allen 
anderen Akteuren der Stadtentwicklung ist 
ein langer und heikler Vorgang. Hier geht es 
um Substanz, um Themen, über die es sich 
mit Aussicht auf Wirkung zu reden lohnt. 
Und um Vertrauen23. Das wächst nur lang-
sam. Weil das so ist, wird in diesen Zusam-
menhängen auch immer wieder von »Kul-
tur« gesprochen. Das verweist auf Hegen und 
Pflegen und darauf, dass erste Erfahrungen 
den Humus für nächste Wachstumsstufen 
bilden. So, Schritt für Schritt, kann im Alltag 
eine lokale politische Kultur des Miteinander 
entstehen.
Es ließen sich mehr praktische Folgerungen 
dieser Art benennen. Aber an dieser Stel-
le muss die Argumentation abgebrochen 
werden. Bleibt also festzuhalten, dass die 
schlichte Vermehrung oder methodische 
Aufrüstung von planungsbezogenen Betei-
ligungsangeboten nicht weiterbringt. Es gilt 
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vielmehr die schon lange bekannten Grund-
sätze der Bürgerorienterung24 ernst zu neh-
men und im Alltag kommunaler Politik und 
Planung umzusetzen.
Mit anderen Worten: Wenn die Kommunen 
das Fundament der Demokratie sind (s.o.), 
dann wird es Zeit, mit notwendigen Ausbes-
serungsarbeiten an eben diesen Fundamen-
ten zu beginnen – und nicht nur eine Fassa-
de zeitgemäß partizipativ umzudekorieren,
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